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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 5. Juli 1974 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Arabischen Republik Ägypten über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 8/172 — 


A. Problem 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen in Entwich- 
lungsländern. 

B. Lösung 

Völkerrechtlicher Vertrag. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 8/172 — unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 3. Juni 1977 

Der Aussdiuß für Wirtsdiaft 

Dr. Barzel Scheu 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Scheu 


Der Gesetzentwurf — ■ Drucksache 8/172 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 21. Sitzung am 
24. März 1977 in erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft federführend, an den Aus- 
wärtigen Ausschuß und an den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit mitberatend überwiesen. 
Die mitberatenden Ausschüsse haben den Gesetz- 
entwurf beraten und ihm zugestimmt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seiner 12. Sitzung am 25. Mai 1977 beraten. 

Das Gesetz zu dem Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Ägypten ist erforderlich, 
weil auf das Abkommen Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG 
Anwendung findet. 

Das Abkommen selbst dient dazu, den privaten 
deutschen Kapitalexport nach Ägypten anzuregen. 
Die Bundesregierung verspricht sich von Investitio- 
nen der privaten Wirtschaft in Entwicklungsländern 
außerdem die Vermittlung technischen Wissens und 
technischer Erfahrung. 

Mit dem Abkommen soll das in Ägypten angelegte 
private deutsche Kapital völkerrechtlich gesichert 
werden. Insbesondere sieht das Abkommen vor, daß 
Enteignungen nicht diskriminierend und nur gegen 


unverzügliche Entschädigung vorgenommen werden 
dürften. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat zustimmend davon 
Kenntnis genommen, daß der Vertrag sich weit- 
gehend an die früheren Investitionsförderungsver- 
träge mit Entwicklungsländern anlehne. Zwar sei 
keine uneingeschränkte Transfergarantie zugunsten 
der Leistungen, die aus den Investitionen in die 
Bundesrepublik Deutschland zurückfließen, erreicht 
worden, sondern nur eine eingeschränkte Transfer- 
garantie in bezug auf die Liquidationserlöse. So 
könne erst nach einem Ablauf von fünf Jahren nach 
Zulassung einer Investition durch Ägypten ein Re- 
transfer stattfinden und danach pro Jahr auch immer 
nur mit Vs der ursprünglich zugelassenen Summe. 
Der Ausschuß hat sich jedoch davon überzeugt, daß 
eine bessere Transferregelung im Hinblick auf die 
Zahlungsbilanzsituation Ägyptens nicht zu erreichen 
gewesen sei und daß die vereinbarte Lösung einem 
vertragslosen Zustand vorzuziehen sei. Auch seien 
Eigentums- und Transfersicherung sowie die Stei- 
gerung der Investitionsquote in Ägypten seit 1974 
positiv zu bewerten. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich das 
Hohe Haus, dem von der Bundesregierung vorge- 
legten Ratifikationsgesetzentwurf in der vorgelegten 
Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 3. Juni 1977 


Scheu 

Berichterstatter 
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